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Bad Godesberg, den 26. Januar 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Ölverschmutzung des Rheins 

Bezug: - Drucksache V/922- Antwort auf die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, 
Mertens und Genossen - Drucksache V/869 - 


Unter Punkt 7 der Antwort auf die Kleine Anfrage — Druck- 
sache V/869 - hat sich die Bundesregierung bereiterklärt, nach 
Ablauf eines Jahres dem Bundestag erstmalig über den Fort- 
gang der unter den Punkten 5 und 6 angeregten Bemühungen 
und Maßnahmen zu berichten, die darauf gerichtet sind, seitens 
der beiden internationalen Rheinkommissionen den Schutz des 
Rheins vor Verunreinigungen durch die Sdiiffahrt zu ver- 
bessern, bzw. auf der deutschen Rheinstrecke eine ausreichende 
Altölsammlung sowie das Aufarbeiten oder die Beseitigung des 
Altöls zu ermöglichen. Im Einvernehmen mit dem Herrn Bun- 
desminister für Verkehr und dem Herrn Bundesminister für 
Wirtschaft erstatte ich hierzu folgenden Bericht, 

Zu Punkt 5 

Die in der Zentralkommission für die Rheinschiffahrt von der 
deutschen Delegation angeregte gegenseitige Unterrichtung der 
Rheinuferstaaten über diejenigen Steilen, die berechtigt sind, 
gegen Quittung Altöl zu übernehmen, hat inzwischen stattge- 
funden. Die Arbeitsgemeinschaft der Bundesländer zur Rein- 
haltung des Rheins ist hiervon bereits im Juni 1967 vom Bun- 
desministerium für Verkehr unterrichtet worden. Seitdem achten 
die Wasserscliutzpolizeien besonders darauf, daß die diesbe- 
züglichen Vorschriften der internationalen Rheinschiffahrtspo- 
lizeiverordnung von der Schiffahrt eingehalten werden. 
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Auf der Tagung der Internationalen Kommission zum Schutze 
des Rheins gegen Verunreinigung im April 1967 hat die 
deutsche Delegation über die erfolgreichen Maßnahmen und 
Fortscfiritte auf der deutschen Rheinstrecke beriditet und be- 
antragt, die Kommission möge beschließen: 

„Die wasserunschädliche Beseitigung der Abfallöle der 
Schiffahrt ist für die Reinhaltung des Rheins insbesondere 
für die Wasserversorgung aus dem Strom, von großer 
Bedeutung. Die Kommission bittet daher ihre Mitglieder, 
Maßnahmen durchzuführen, die geeignet sind, die Ver- 
ölung des Rheins durch Abfallöle zu verhindern und zu 
diesem Zweck vorhandene Einrichtungen zu unterstützen 
und auszubauen. - Die Mitglieder werden gebeten, bis 
zur nächsten Sitzung der Kommission über die von ihnen 
getroffenen Maßnahmen zu berichten." 

Dieser Antrag ist einstimmig angenommen worden. 

Die Mitglieder haben auf der letzten Tagung der genannten 
Kommission, die am 15. November 1967 stattgefunden hat, 
bereits über Maßnahmen in ihren Ländern berichtet. Hieraus 
ging hervor, daß in zwei Nachbarstaaten noch ein Mangel an 
Bilgenentölungsstationen besteht, die der Sdhffahrt allgemein 
zugänglich bzw. leidit erreichbar sind. Zum Teil fehlen auch 
noch grundlegende nationale gesetzliche Vorschriften zum 
Schutze der Gewässer. Die Beridite ließen aber insgesamt er- 
kennen, daß das Problem der Altölsammlung und -beseitigung 
in seiner Bedeutung erfaßt worden ist und die Staaten sich 
um geeignete Einrichtungen bemühen. Man kam zu dem Schluß, 
daß die Lösung der damit zusammenhängenden Fragen in 
Zusammenarbeit mit der Zentralkommission für die Rhein- 
schiffahrt erfolgen solle, die das geeignete Organ sei, um sich 
in allen Rhein- Anliegerstaaten und auch in Belgien dieser, die 
Schiffahrt unmittelbar berührenden Dinge anzunehmen. 

Hinsichtlich der deutschen Bemühungen, auf der Ebene der 
Internationalen Kommission zum Schutze des Rheins gegen 
Verunreinigung die Rhein-Anliegerstaaten an den Kosten für 
die auf der deutschen Rheinstrecke eingesetzten Bilgenentöler- 
boote zu beteiligen, läßt sich nichts Positives berichten. 

Zu Punkt 6 a) 

Die in der Antwort auf Frage 6a) beschriebenen Maßnahmen 
der deutschen Bundesländer, dem überbordgeben von Bilgen- 
öl und Altöl seitens der Schiffahrt durch den Einsatz von Bil- 
genentölungsbooten vorziibeugen, sind weiter vervollständigt 
worden. Im deutsdien Stromgebiet des Rheins und auf den 
westdeutschen Kanälen sind nunmehr insgesamt 6 Bilgenent- 
ölungsboote eingesetzt. Hinzu kommen noch zwei Bunkersta- 
tionen für die Aufnahme der Abfallöle. 

Der Bau der Boote ist mit ERP-Darlehen des Bundes gefördert 
worden. 
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Nadi Angaben des neugegründeten Bilgenentwässerungsver- 
bandes wurden im Jahr 1966 etwa 2 000 t Altöl gesammelt, 
1967 waren es bereits mehr als 4 000 t. Im Juli 1967 wurden 
als bisherige monatliche Höchstmenge 500 t Altöl übernom- 
men. Diese Steigerungen sind u. a. audi der Aufklärungsar- 
beit zu danken, die dieser Verband in den Kreisen der Schiff- 
fahrt betrieben hat. 

Die in den Rheinanliegerstaaten und Belgien bereits vorhan- 
denen Einrichtungen, sowie die 6 deutschen Bilgenentöiungs- 
boote bieten schon heute die Voraussetzung dafür, daß der 
größte Teil der Schiffsaltöle den geltenden Vorschriften ent- 
sprechend ordnungsgemäß abgegeben werden könnte, wenn 
alle Schiffahrtstreibenden von diesen Einrichtungen Gebrauch 
machten und zwar auch dann, wenn das im Einzelfall noch 
lästig, zeitraubend oder unbequem sein sollte. Die Länder be- 
absichtigen, die Beridite der Wasserschutzpolizeien, die zur Zeit 
besonders auf die Einhaltung der Vorschriften der internatio- 
nalen Rheinsdiiffahrtspolizeiverordnung achten, zu gegebener 
Zeit entsprediend auszuwerten, um erneut Ansatzpunkte für 
gezielte Maßnahmen zu gewinnen. 

Der Bilgenentwässerungsverband will sich übrigens auch um 
die Erfassung und den Abtransport von Abfallölen bemühen, 
die an Land in der Nähe des Rheins und seiner Nebenflüsse 
gesammelt werden. 

Weiterhin hat sich ergeben, daß die Bilgenentölerboote, die 
mittels Beihilfen der interessierten Länder mit sog. „ölschlän- 
geln" versehen werden, in Katastrophen- und Unglücksfällen 
zumindest in Häfen zur Bekämpfung von ölverunreinigungen 
eingesetzt werden können. 

Zu Punkt 6 b) 

Die Sammlung der Abfallöle und ihre Weitergabe zwecks Auf- 
arbeitung oder Beseitigung erfolgt zur Zeit noch unter Inan- 
spruchnahme der Beihilfen des Bundes, die für die Jahre 1967 
und 1968 auf 19,50 DM je 100 kg aufgearbeiteten Zweitraf- 
finates begrenzt worden sind. (Viertes Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über Umstellung der Abgaben auf Mineralöl vom 
9. Mai 1967 - BGBl. I S. 517). Da diese Beihilfen ab 1969 ent- 
fallen, bereiten Bundesministerium für Wirtschaft und Bundes- 
ministerium für Gesundheitswesen mit einer von der Länder- 
arbeitsgemeinsdiaft Wasser gebildeten Arbeitsgruppe eine Neu- 
regelung für die Sammlung und Beseitigung bzw. Aufarbeitung 
aller Abfallöle vor. 

Der zu Punkt 3 der Drucksache V/922 in Aussicht gestellte 
Untersuchungsbericht wird voraussichtlich im 1. Vierteljahr 1968 
erstattet werden. 


Käte Strobel 
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